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Am Sonnabend, dem 8. Januar, findet die 
XXVII. Internationale Rosa-Luxemburg-
Konferenz als frei zugängliche digitale Ver-
anstaltung statt. Das Abschlusspodium der 
Konferenz steht unter dem Motto »Wie wir 
den nächsten großen Krieg verhindern«. Vorab 
stellen wir an dieser Stelle die Positionen der 
Diskutanten zur Frage von Krieg und Frieden 
vor. In der gestrigen Ausgabe lasen Sie Stel-
lungnahmen von Sören Pellmann (Die Linke) 
und Andrea Hornung (SDAJ).  (jW) 

D
ie nach dem Zweiten Weltkrieg 
gegründete Friedensbewegung 
Pax Christi hatte sich zunächst 
dem Versuch einer Aussöhnung 
vor allem mit Frankreich und 

Polen gewidmet. In den 1980er Jahren waren 
christlich orientierte Friedensgruppen wesent-
lich am Protest gegen die atomare Aufrüstung be-
teiligt und im Koordinierungsausschuss der Frie-
densbewegung fest verankert. Ebenfalls hatte der 
Ökumenische Weltrat der Kirchen zusammen 
mit den Basisbewegungen einen konziliaren Pro-
zess für Frieden, Gerechtigkeit und Bewahrung 
der Schöpfung eingeleitet.

Solidarität mit Entrechteten
Nun haben christliche Organisationen jedoch 
keine Sonderethik in Fragen von Krieg und Frie-
den zu beanspruchen. Vielleicht liegt eine Be-
sonderheit in einer tiefer verankerten Motivation, 
für den Frieden einzutreten. 
Empathie für die Entrechteten 
und Solidarität mit den Armen 
ist jedenfalls seit der Botschaft 
der Propheten eine kontinu-
ierliche Herausforderung für 
Christinnen und Christen. Die 
lateinamerikanische Theo-
logie der Befreiung hat dies 
wieder deutlicher ins Bewusstsein gehoben. Der 
jetzige Papst Franziskus stammt aus dieser Tradi-
tion und hat in diesem Sinne 2016 zu den in Rom 

versammelten sozialen Bewegungen gesprochen: 
»Wer also regiert? Das Geld! Wie regiert es? Mit 
der Peitsche von Angst, von Ungleichheit, von 
wirtschaftlicher, gesellschaftlicher, kultureller 
und militärischer Gewalt, die in einer niemals 
endenden Abwärtsspirale immer mehr Gewalt er-
zeugt. Wieviel Leid, wieviel Angst! Vor kurzem 
habe ich bereits gesagt, es gibt einen grundlegen-
den Terrorismus. Er geht hervor aus der globalen 
Kontrolle, die das Geld über die Erde ausübt und 
die ganze Menschheit in Gefahr bringt.«

Und bei seiner Rede vor einem Monat, am 
5. Dezember 2021 auf Lesbos, forderte er, den 
»Schiffbruch der Zivilisation zu stoppen« und 
endlich eine humane Migrationspolitik einzu-

leiten: »Es ist leicht, die 
öffentliche Meinung mitzu-
reißen, indem man ihr Angst 
vor den anderen einflößt; 
warum spricht man nicht in 
demselben Ton von der Aus-
beutung der Armen, von den 
vergessenen und oft groß-
zügig finanzierten Kriegen, 

von den auf dem Rücken anderer Menschen ab-
geschlossenen wirtschaftlichen Pakten, von den 
heimlichen Manövern des Waffenhandels und 

der Proliferation von Waffen?« Der Vatikan hat 
unter Franziskus seine bisherige Position zur 
»befristeten Nochduldung« von Atomwaffen zur 
unbedingten Verurteilung hin verändert und ist 
als Staat auch dem Atomwaffenverbotsvertrag 
(AVV) beigetreten.

Ampel auf Kriegskurs
Eine Antwort auf die Frage »Wie wir den nächs-
ten großen Krieg verhindern« finden wir nur mit 
allen Bewegungen, die sich für die Entrechteten 
einsetzen, gemeinsam, indem wir unsere Kräfte 
bündeln. Kriegsursachenanalyse ist Vorausset-
zung für die Entwicklung von Handlungsstra-
tegien. Im folgenden soll auf einige aktuelle 
Herausforderungen eingegangen werden, die sich 
in unserem Land seit dem Regierungswechsel 
unverändert stellen. Denn die Ampelkoalition hat 
sich in nahezu allen Fragen einer Fortsetzung des 
Kriegskurses verschrieben. Es gibt im Ergebnis 
ein »Weiter so«, einschließlich der Ankündigung 
zusätzlicher Aufrüstungsmaßnahmen. Als Leit-
motiv gelten »unsere Interessen und Werte«, also 
im Klartext das, was schon im Weißbuch der Bun-
deswehr beschrieben wird: die Durchsetzung na-
tionaler wirtschaftlicher Interessen notfalls auch 

mit militärischen Mitteln. Ich unterstelle den Re-
gierenden nicht, dass sie willentlich einen Krieg 
anstreben, aber sie sind offensichtlich bereit, für 
deutsche/westliche Interessen einen solchen bei 
Versagen anderer Mittel in Kauf zu nehmen. Ein-
zelne Punkte aus dem Koalitionsvertrag, denen 
sich die Friedensbewegung insbesondere wider-
setzen muss, seien herausgehoben.

Die nukleare Aufrüstung wird als beschlosse-
ne Sache verkündet. Ein nuklear bestückbares 
Nachfolgekampfflugzeug für den »Tornado« soll 
schon in dieser Legislaturperiode bestellt wer-
den, obwohl dessen Ausmusterung eine Chance 
gewesen wäre, das Ende der nuklearen Teilhabe 
für Deutschland in der NATO durchzusetzen. 
Nun müssen Milliarden für einen neuen Atom-
bomber her, der auch für die neuen B61-12-Atom-
bomben zertifiziert werden soll. Die Koalition 
schließt eine Mitgliedschaft beim Atomwaffen-
verbotsvertrag (AVV) aus, weil er dem Atom-
waffenverbreitungsvertrag (NPT) widerspreche – 
diese Behauptung haben sogar die Wissenschaft-
lichen Dienste des Bundestages als Scheinargu-
ment widerlegt. Die nukleare Abschreckung wird 
so verewigt, statt endlich deren Absurdität zu 
entlarven.

Gegen diese nukleare Aufrüstung muss ver-
stärkt Widerstand geleistet werden. Die Beteili-
gung an den Aktionen in Büchel und Nörvenich 
und der Widerstand gegen das jährlich im Okto-
ber stattfindende Atomkriegsmanöver »Steadfast 
Noon« sollten ausgeweitet werden. Über Manö-
verbehinderungen wird seit dem letzten Kongress 
der Informationsstelle Militarisierung  (IMI) 
immerhin wieder diskutiert. Viele Menschen 
stehen regelmäßig wegen zivilen Ungehorsams 
in Cochem, Koblenz, Bonn und anderswo vor 
Gericht, weil sie Go-Ins in Büchel oder im Ge-
fechtsübungszentrum der Bundeswehr (GÜZ) 
bei Magdeburg veranstaltet haben. Sie verdienen 
nicht nur unsere Solidarität, sondern Nachah-
mung: mehr zivilen Ungehorsam wagen! Die 
Pflugscharaktivisten in den USA nehmen für ihre 
direkten Aktionen gegen Nuklearwaffen Gefäng-
nisstrafen bis zu zehn Jahren in Kauf – wir haben 
hier mit 30 Tagessätzen zu rechnen.
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Protest der Friedensbewegung für die Aufnahme des Verbots von Atomwaffen in den Koalitionsvertrag der Ampelregierung (Berlin, 5.11.2021) KAY NIETFELD/DPA

Die neue Ampelregierung hält am Kriegskurs der 
Bundesrepublik fest. Von Martin Singe
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Wir müssen immer wieder darauf hinweisen, 
dass die Atomwaffenpolitik der nuklearen Teilha-
be durch die Bundesregierung völkerrechtswidrig 
ist. Regional können sich noch mehr Städte bei 
»Mayors for Peace« (Bürgermeister für den Frie-
den) engagieren und unter www.icanw.de den 
Städteappell der Internationalen Kampagne zur 
Abschaffung von Atomwaffen 
(ICANW) unterzeichnen. Die 
öffentliche Meinung ist mit brei-
ter Mehrheit gegen Atomwaffen 
eingestellt, diese gilt es in Hand-
lungsfähigkeit umzuwandeln.

Militarisierung der EU
Die EU soll weiter zur Inter-
ventionsfähigkeit aufgerüstet 
(Aufstockung der Europäischen 
Eingreiftruppe bis 2025) und 
sogar mit einem eigenen mili-
tärischen Hauptquartier ausge-
stattet werden. Die europäische 
Rüstungskooperation und -pro-
duktion werden vorangetrieben. 
Entscheidungen in der Gemein-
samen Außen- und Sicherheits-
politik (GASP) sollen bei Aufga-
be des Konsensprinzips künftig 
schneller gefällt werden können. 
Die Bundeswehr soll bestmöglich aus- und aufge-
rüstet werden, das Zwei-Prozent-Ziel der NATO 
wird – versteckt im Drei-Prozent-Ziel für interna-
tionale Ausgaben inklusive Entwicklungszusam-
menarbeit (welch unselige Verknüpfung!) – an-
gestrebt. »Die NATO-Fähigkeitsziele wollen wir 
in enger Abstimmung mit unseren Partnern erfül-
len und entsprechend investieren.« Zur Bestaus-
rüstung der Bundeswehr gehören selbstverständ-
lich auch bewaffnete Drohnen, die natürlich nur 
nach strengsten ethischen Kriterien zum Einsatz 
kommen sollen. Eine für 2023 geplante Stationie-
rung neuer US-Hyperschallraketen »Dark Eagle« 
in Deutschland oder einem anderen europäischen 

Staat wird nicht ausgeschlossen. Dafür wurde als 
Kommandozentrale die 56. US-Artillerieeinheit 
in Wiesbaden bereits Ende 2021 wiederbelebt, 
die seinerzeit in den 1980er Jahren über atomare 
Pershing-II-Raketen verfügte.

Die Fortsetzung von Auslandseinsätzen wird 
trotz der desaströsen Erfahrungen in den so-

genannten Antiterrorkriegen 
seit 2001 als gleichgewichtige 
Aufgabe zur »Landesvertei-
digung« festgeschrieben, die 
grundgesetzliche Begrenzung 
auf Landesverteidigung (Grund-
gesetzartikel 87 a) überhaupt 
nicht mehr als Problem wahr-
genommen. Bekanntlich hatte 
das Bundesverfassungsgericht 
mit seiner Entscheidung von 
1994 einen Freifahrtschein für 
weltweite Kriegseinsätze ge-
geben, indem es die NATO zu 
einem System kollektiver Si-
cherheit umdefinierte, um einen 
Anknüpfungspunkt zu Grund-
gesetzartikel 24 zu schaffen. 
Seitdem hat sich die Lüge von 
der »humanitären Intervention« 
in die Köpfe gefressen. Die 
Koalition will in ihrem ersten 
Regierungsjahr eine »nationale 

Sicherheitsstrategie« erarbeiten, wohl eine Art 
neues Weißbuch, in dem zuletzt unter anderem 
die Aufrechterhaltung von freien Handelswegen 
und ungehinderte Rohstoffzufuhr als Ziele for-
muliert worden waren.

Eine Kooperation mit Russland wird im Koali-
tionsvertrag angesprochen, aber nicht konkreti-
siert. Im Gegenteil: Eine konfrontativere Politik 
gegenüber Russland und China zeichnet sich 
ab. Harte Forderungen und verschärfte Sank-
tionsdrohungen z. B. mit Blick auf die Ukraine 
werden aufgestellt. Mit Annalena Baerbock als 
Außenministerin, die der Ukraine bereits eine 
NATO-Aufnahme in Aussicht gestellt hat, wird 

eine europäische Politik der gemeinsamen Si-
cherheit mit Russland wohl nur schwer möglich 
sein. Die Zustimmung zu den jetzt auf dem Tisch 
liegenden Vorschlägen der russischen Seite an 
die USA und an die NATO zur Schaffung von 
Sicherheitskorridoren, Beendigung der NATO-
Osterweiterung und einem Stationierungsmora-
torium für neue Raketen wäre ein Schritt in die 
richtige Richtung, aber ihre Annahme seitens der 
NATO scheint aktuell eher unwahrscheinlich. 
Auch wenn nach 1990 unendlich viele Chan-
cen einer neuen Politik im »gemeinsamen Haus 
Europa« verspielt wurden, muss die Friedens-
bewegung die aktuellen Vorschläge und Möglich-
keiten einer erneuerten Politik der gemeinsamen 
Sicherheit bekannter machen und sie als konst-
ruktive Alternative zur Konfrontationspolitik he-
rausstellen. Hierzu gehören auch die Ideen der 
Kampagne »Sicherheit neu denken«.

Strategische Partner
Immerhin soll ein Rüstungsexportgesetz auf den 
Weg gebracht werden. Hier hängt aber vieles 
von der konkreten Ausgestaltung ab. An »nach-
weislich unmittelbar« am Jemen-Krieg beteiligte 
Staaten soll nicht mehr geliefert werden. An mit-
telbar beteiligte doch? Wie verträgt sich das mit 
dem Skandal, den sich die alte Regierung unter 
deutlicher Mitwirkung von Olaf Scholz geleistet 
hat, noch in den letzten Tagen der alten Koalition 
Kriegswaffenexporte für 4,91 Milliarden Euro zu 
genehmigen, vor allem an das in den Jemen- und 
Libyen-Krieg verwickelte Ägypten? Offensicht-
lich soll die von Merkel kreierte Politik der »stra-
tegischen Partnerschaften« weiterbetrieben wer-
den: Da die Bundeswehr nicht überall sein kann, 
werden andere Länder mit Waffen beliefert, um 
stellvertretend Migrationsabwehr und Rohstoff-
sicherung zu betreiben.

Der »Aachener Vertrag« wird hervorgeho-
ben, dem gemäß sich Frankreich und Deutsch-
land beim Export gemeinsam produzierter 
Waffen nicht widersprechen dürfen. Das wird 

das  Milliardenschwere Kooperationsprojekt 
FCAS und MGCS (Kampfjet und Kampfpanzer 
nebst Drohnenschwärmen) betreffen, bei dem 
hohe Exportzahlen bereits programmiert sind, 
um die Beschaffungskosten »für uns« erträglich 
zu halten. Der »Aachener Vertrag« muss deshalb 
gekündigt und ein ähnlicher, mit Spanien geplan-
ter Vertrag verhindert werden.

Rüstungs- und Kriegswaffenexporte führen die 
Widersprüchlichkeit zwischen der Friedensrhe-
torik der Regierenden und ihrem Handeln beson-
ders deutlich vor Augen. Hier kann Öffentlich-
keitsarbeit ansetzen und verstärkt werden. Aktio-
nen gegen Rüstungsexporte und Rüstungskonzer-
ne wie Rheinmetall und Krauss-Maffei sind zu 
intensivieren, die Aktion »Aufschrei – Stoppt den 
Waffenhandel« leistet hier hervorragende Auf-
klärungsarbeit. Eine konkrete Behinderung von 
Waffenausfuhren durch Hafenarbeiter hat es in 
Griechenland zur Zeit des Irak-Krieges gegeben. 
Solche Aktionen scheinen hier (noch) visionär, 
aber die Proteste gegen den internationalen Waf-
fenhandel machen Fortschritte. Hier wären auch 
die Gewerkschaften mehr gefordert.

Krieg beginnt hier
Unter dem Motto »Krieg beginnt hier, Wider-
stand auch« fanden und finden immer wieder Wi-
derstandsaktionen der Friedensbewegung statt, 
so z. B. in Büchel, Nörvenich, Ramstein, Jagel, 
Kalkar, am GÜZ oder vor Rüstungsschmieden 
wie Rheinmetall oder Heckler und Koch. Oder 
in Kampagnen wie zuletzt »Abrüsten statt auf-
rüsten«, gegen autonome Waffen und die Droh-
nenbewaffnung, gegen das FCAS-Projekt, gegen 
Rüstungsexporte, gegen Propagandatage der 
Bundeswehr und gegen die Rekrutierung Minder-
jähriger. All diese Ansätze gilt es zu intensivieren 
und auch mit anderen, vor allem den ökosozialen 
Bewegungen zu verknüpfen. Der herrschenden 
Politik profitorientierter und militärgestützter 
Ausbeutung muss unsere Realutopie entgegen-
gestellt werden: Eine andere Welt ist möglich!
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Lesen Sie morgen auf den jW-Themaseiten: 

Wolfgang Harichs  
»Kommunismus ohne Wachstum« 
Von Andreas Heyer

A ls langjähriges Mitglied 
im Vorstand der IG Metall 
kennen Sie sich bestens mit 
deutscher Gewerkschafts-

arbeit aus. Bei der Internationalen Ro-
sa-Luxemburg-Konferenz am 8. Januar 
werden Sie auf dem Abschlusspodium die 
Frage diskutieren, »wie wir den nächsten 
großen Krieg verhindern«. Warum ist 
Friedenspolitik für Gewerkschafter ein 
wichtiges Thema?

Politisch gesehen bin ich Teil der linken Strö-
mung in der IG Metall. Für Linke ist es eine 
Selbstverständlichkeit, sich nicht nur um einen 
begrenzten Arbeitsbereich wie etwa Sozialpolitik 
zu kümmern, sondern dies immer im Zusam-
menhang mit dem gesellschaftlichen System im 
ganzen zu sehen. In der Bundesrepublik müssen 
wir uns also mit dem Kapitalismus beschäftigen. 
Der beruht nicht auf Frieden, sondern ist durch 
Aggressionen gekennzeichnet – vor allem dann, 
wenn das für den Kapitalismus grundlegende 
Wachstum ausbleibt und damit der Niedergang 
der Ordnung droht.

Sie beobachten die Entwicklung der hiesi-
gen Friedensbewegung seit vielen Jahren. 
Wird sie den beschriebenen Herausforde-
rungen gerecht?

Die Antwort darauf ist eine widersprüchliche. 
Wir sind als Friedensbewegung zu leise. Vie-
le Menschen haben mit anderen Problemen zu 
kämpfen, ein Mitlaufen etwa beim Ostmarsch 
erscheint für sie weniger wichtig. Allerdings gibt 
es auch gute Initiativen. In Frankfurt am Main 
haben wir einen Arbeitskreis, bei dem unter der 
Überschrift »Frieden schaffen ohne Waffen« vie-
le verschiedene Gruppen zusammenkommen.

So schlecht ist die Lage aus Ihrer Sicht also 
nicht?

Ja, auch wenn das längst nicht genug ist. Ich bin 
in dieser Frage kein Pessimist. Damit die Frie-
densbewegung wieder lauter und in der Öffent-
lichkeit wahrnehmbarer wird, müssen sich auch 
die Gewerkschaften wieder mehr engagieren.

Die Coronapandemie erschwert die Bedin-
gungen für viele soziale Bewegungen. Im 
Gegensatz dazu macht die Rüstungsindust-
rie auch hierzulande weiter Milliardenum-
sätze. In der Debatte um einen Exportstopp 
von Rüstungsgütern wird von einigen das 
Argument des drohenden Arbeitsplatzver-
lustes für Beschäftigte ins Feld geführt, um 
dadurch restriktive Regelungen zu verhin-
dern. Überzeugt Sie das?

Überhaupt nicht. Es gibt unterschiedliche Schät-
zungen darüber, wie viele Beschäftigten in 
der Rüstungsindustrie arbeiten. Wenn Sie von 
10.000 Menschen ausgehen, liegen Sie da schon 
am oberen Ende. Es ist vollkommen klar, dass es 
für diese 10.000 in einem Land mit  Millionen 
Beschäftigten andere Jobs geben wird. Was fehlt, 
ist der politische und ökonomische Wille, hier Lö-
sungen zu finden. Unbestritten ist, dass die meis-
ten in der Rüstungsindustrie gute Arbeitsplätze 
mit anständiger Bezahlung haben. Sie müssen 
nicht gleich Militaristen sein, nur weil sie nicht 

von sich aus nach neuen Jobs verlangen. Hier 
braucht es anpackende Gewerkschafter etwa aus 
der IG Metall, die das Thema Konversion (Um-
stellung der Produktion von Rüstungsgütern auf 
zivile Produkte, jW) auf die Tagesordnung setzen.

In einer kapitalistischen produzierenden 
Gesellschaft haben Beschäftigte allen 
Grund zur Annahme, künftig weniger gut 
bezahlte Arbeitsplätze zu finden. 

In der IG Metall gibt es seit Jahren eine Arbeits-
gruppe zu diesem Thema, in der auch Betriebsrä-
te aus den Rüstungsunternehmen vertreten sind. 
Aus den dort geführten Diskussionen weiß ich, 
dass die meisten Beschäftigten keine Militaristen 
sind, die von Konversion nichts hören wollen. 
Die Konzepte, wie dieser Prozess gelingen kann, 
liegen vor. Im Vorstand der IG Metall gibt es die 
klare Position, dass mit Rüstung keine Arbeits-
plätze gesichert werden. Dieses Geschäft ist ab-
hängig von politischen Entscheidungen.

Das Argument des Arbeitsplatzverlustes 
spielt auch eine große Rolle bei der Frage, 
wie künftig klimaneutrales Wirtschaften 
gelingen soll. Das betrifft insbesondere 
auch die Branchen, deren Beschäftigte von 
der IG Metall vertreten werden. Ist die Ge-
werkschaft derzeit willens und fähig, solche 
Transformation genannten Prozesse sozial 
verträglich zu gestalten?

Ich bin optimistisch. Die IG Metall hat die For-
derung nach einem »Transformationskurzarbei-
tergeld« erhoben. Daran zeigt sich, dass man 
sich über die anstehenden Umbrüche etwa in 
der Metall- und Elektroindustrie im klaren ist. 
Letztlich gibt es ja nur zwei Möglichkeiten: Ent-
weder du machst die Augen zu und wartest, bis es 
kracht, oder du stellst dich gut auf und bereitest 
dich etwa auf Prozesse wie den der Konversion 
vor. Das macht die IG Metall. Jede Veränderung 

muss mit sozialstaatlichen Regelungen und der 
Absicherung der Beschäftigten verbunden sein.

Das beschreibt das Aufgabenfeld der neuen 
Bundesregierung. Was erwarten Sie von 
der Ampelkoalition aus SPD, Bündnis 90/
Die Grünen und FDP?

Bei der Bildung der Regierung konnten wir sehen, 
wie schnell die SPD einknickt, wenn sich die ver-
hältnismäßig kleinere FDP querstellt. Ein Beispiel 
dafür ist die Frage der Arbeitszeitregelung. Die 
Ampel hat sich darauf verständigt, künftig mit dem 
Achtstundentag experimentieren und bestehende 
Regelungen flexibler gestalten zu wollen.

Flexibler heißt in dem Zusammenhang, 
dass Beschäftigte mehr als acht Stunden 
am Tag arbeiten sollen.

So ist es. Das heißt, dass die bislang bestehen-
de, sehr sinnvolle Grenze aufgehoben wird. Im 
Koalitionsvertrag heißt es, man wolle eine »be-
grenzte Möglichkeit zur Abweichung von den 
derzeit bestehenden Regelungen des Arbeitszeit-
gesetzes hinsichtlich der Tageshöchstarbeitszeit 
schaffen«. Von »Experimentierräumen« ist da 
die Rede. Am Ende wird es wohl heißen: Experi-
ment geglückt, mehr Flexibilität ist geboten. Da-
hingehend erhoffe ich mir von der neuen Bundes-
regierung wenig. Wichtig bleibt, dass wir über 
deren Vorhaben aufklären und da Druck machen, 
wo es nötig ist. Wir müssen auf die Straße gehen, 
demonstrieren und eine Politik in unserem Sinne 
einfordern. Interview: Jan Greve

»Rüstung sichert keine Arbeitsplätze«
Das Thema Konversion muss endlich auf die Tagesordnung. Ein Gespräch mit Horst Schmitthenner

Horst Schmitthenner ist Gewerkschafter und  
saß von 1989 bis 2003 im Vorstand der IG Metall.

Martin Singe ist Mitglied bei Pax 
Christi, im Sprecherteam der 

Kampagne »Büchel ist überall! 
Atomwaffenfrei.jetzt« und  

Redaktionsmitglied der  
Zeitschrift Friedensforum
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